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Familienorganisationen zum Armuts- und Reichtumsbericht: 
Bekämpfung von Kinderarmut ist Aufgabe ersten Ranges! 

Berlin, 28. Juni  2017 – Die in der AGF zusammengeschlossenen Familienverbände 
appellieren anlässlich der heutigen Bundestagsdebatte über den 5. Armuts- und 
Reichtumsbericht der Bundesregierung eindringlich, die Bekämpfung der Kinderarmut zu 
einer politischen Aufgabe ersten Ranges zu machen, die auch im nächsten Koalitionsvertrag 
Eingang finden muss und nach der Bundestagswahl Bestand hat.   

„Im bevorstehenden Wahlkampf und vor allem in der kommenden Legislaturperiode muss die 
Armutsproblematik von Kindern und Familien besonders in den Blick genommen werden“, 
fordert Stefan Becker, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der deutschen 
Familienorganisationen. „Wir müssen als Gesellschaft endlich Maßnahmen verankern, die 
erstens kurzfristig Abhilfe schaffen und zweitens langfristig strukturelle Reformen beinhalten.  
Denn jedem Kind ein Aufwachsen ohne Armut zu ermöglichen, ist eine staatliche Pflicht.“ 

Die Verbände halten es daher für zwingend notwendig, die Bekämpfung von Kinderarmut als 
prioritäres Ziel im nächsten Koalitionsvertrag festzuschreiben. Sie weisen darauf hin, dass arme 
Kinder in der Regel in armen Familien leben und politische Maßnahmen zur Beseitigung der 
Armut sowohl bei den Familien als auch bei den Kindern und Jugendlichen direkt ansetzen 
müssen.  

Bereits Anfang des Monats hatten die Familienorganisationen gemeinsam mit dem Deutschen 
Kinderhilfswerk in einem Brief an die Partei- und Fraktionsvorsitzenden sowie an die beiden 
Bundesministerinnen für Soziales und Familie gefordert, einen Aktionsplan zur Bekämpfung von 
Kinderarmut zu erstellen, der mit ausreichend finanziellen Mitteln ausgestattet ist und 
mehrdimensional an den verschiedenen Lebenslagen von Kindern ansetzt sowie alle relevanten 
Politikbereiche umfasst.  

Wörtlich heißt es in dem Brief unter anderem: „Wir fordern Ihre Partei auf, sich umgehend für 
erste Schritte zur Bekämpfung von Kinderarmut einzusetzen. Dazu gehört die Neuberechnung 
der Regelbedarfe. Die geltenden Regelbedarfe haben in der Ermittlung methodische Schwächen 
und halten den sozialrechtlichen Mindestbedarf von Kindern künstlich klein. Sie entsprechen 
insgesamt nicht dem notwendigen soziokulturellen Existenzminimum und sollten auf ein Niveau 
angehoben werden, das echte gesellschaftliche Teilhabe möglich macht. Zügig umzusetzen ist 
darüber hinaus die Vereinfachung und Entbürokratisierung von Leistungen für Kinder. (…) 
Zudem sollten aus unserer Sicht die Hauptrisikogruppen für Kinderarmut, also Kinder von 
Alleinerziehenden, Kinder in Mehrkindfamilien und Kinder mit Migrationshintergrund besonders 
in den Blick genommen werden.“ 

(2.563 Zeichen inkl. Leerzeichen) 

Weitere Inhalte aus dem gemeinsamen Brief der Familienorganisationen und dem DKHW:  
http://www.ag-familie.de/news/1496301507_PM_Kinderarmut_DKHW.html 


